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Geſetz-Sammlung 


für die 


Juhalt: Staatsvertrag, betreffend den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Vilbel nach Stockheim in 


Heſſen, S. 171. — Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs 
für einen Theil des Bezirkes des Amtsgerichts Frankfurt a. M., S. 178. — Verfügung des 


Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für die Juſel Helgoland, S. 176. — 
Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungs- Amtsblätter 
publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden x., S. 176. 


(Fr. 10302.) Staatsvertrag, betreffend den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Vilbel 
nach Stockheim in Heffen. Vom 15/19. April 1899. 


Seu Majeſtät der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit der 
Großherzog von Heſſen und bei Rhein haben zum Zwecke einer Vereinbarung 
über die Herſtellung einer Eiſenbahn von Vilbel nach Stockheim in Heſſen zu 
Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Finanzrath Friedrich Lehmann, 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Baurath Balduin Wiesner; 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Heſſen und bei 
Rhein: f 
Allerhöchſtihren Geheimen Staatsrath Guſtav Krug von Nidda 1 
Allerhöchſtihren Miniſterialrath Ludwig Ewald, : 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Baurath Guſtav Mayer, 
welche, vorbehaltlich Allerhöchſter Ratifikation, nachſtehenden Staatsvertrag ver 
abredet haben: 


Artikel 1. 

Die Königlich Preußiſche und die Großherzoglich Heſſiſche Regierung 
beabſichtigen, eine Eiſenbahn von Vilbel nach Stockheim in Heſſen gemeinſam 
auszuführen. 
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Ausgegeben zu Berlin den 30. Oktober 1901. 


Artikel 2. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird die Strecke Vilbel — Höchſt 
a. d. Nidder der im Artikel 1 benannten Eiſenbahn für eigene Rechnung herſtellen, 
nachdem Sie die geſetzliche Ermächtigung hierzu erhalten haben wird. 

Die Großherzoglich Heſſiſche Regierung geſtattet der Königlich Preußiſchen 
Regierung den Bau dieſer Strecke innerhalb des Heſſiſchen Staatsgebiets. 

Der Bau der ausſchließlich auf Heſſiſchem Staatsgebiete belegenen Strecke 
Höchſt a. d. Nidder — Stockheim in Heſſen wird für Rechnung der Großherzoglich 
Heſſiſchen Regierung ausgeführt werden, nachdem die hierzu erforderliche land— 
ſtändiſche Genehmigung ertheilt ſein wird. 

Mit der Bauausführung der geſammten Bahn wird erſt begonnen werden, 
nachdem beiden Regierungen die erforderlichen Mittel bereit geſtellt und die ander- 
weiten geſetzlichen Vorbedingungen erfüllt ſein werden. | 


Artikel 3. 

Bezüglich der Ausführung des Baues, der Verwaltung und des Betriebs 
der Bahn ſowie der Ausübung der Landeshoheit und des Aufſichtsrechts finden 
die Beſtimmungen des Staatsvertrags zwiſchen Preußen und Heſſen über die 
gemeinſchaftliche Verwaltung des beiderſeitigen Eiſenbahnbeſitzes vom 23. Juni 1896 
Anwendung. 

Die von der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung auszuführende Strecke 
Höchſt a. d. Nidder — Stockheim tritt nach Maßgabe der im Artikel 11 Abſ. 2 des 
vorbezeichneten Vertrags vorgeſehenen Beſtimmungen in die Finanzgemeinſchaft ein. 


Artikel 4. 


Für die bauliche Ausführung und demnächſt für den Betrieb dieſer Neben⸗ 
bahn find die Beſtimmungen der Bahnordnung für die Nebeneiſenbahnen Deutſch— 
lands vom 5. Juli 1892 und die dazu ergangenen und etwa künftig noch 
ergehenden ergänzenden und abändernden Beſtimmungen maßgebend. 


Artikel 5. 


Die landespolizeiliche Prüfung und Genehmigung der Bauentwürfe für 
die in Heſſiſchem Staatsgebiete von Preußen auszuführenden Theilſtrecken, ſoweit 
dieſe die Herſtellung von Wegeübergängen, Brücken, Durchläſſen, Flußkorrektionen, 
Vorfluthanlagen und Parallelwegen betreffen, nebſt der baupolizeilichen Prüfung 
der Stationsanlagen bleibt der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung innerhalb 
Ihres Gebiets vorbehalten. 

Sollte demnächſt nach Fertigſtellung der bezeichneten Theilſtrecken in Folge 
eintretenden Bedürfniſſes die Anlage neuer Eiſenbahnen, Waſſerdurchläſſe, Staats- 
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oder Vizinalſtraßen, welche die geplante Eiſenbahn kreuzen, von der Großherzoglich 
Heſſiſchen Regierung angeordnet oder genehmigt werden, ſo wird zwar preußiſcher⸗ 
ſeits gegen die Ausführung derartiger Anlagen keine Einſprache erhoben werden, 
die Großherzoglich Heſſiſche Regierung verpflichtet Sich aber, dafür einzutreten, 
daß durch die neue Anlage weder der Betrieb der Eiſenbahn geſtört wird, noch 
auch daraus der Eiſenbahnverwaltung ein Koſtenaufwand erwächſt. 


8 Artikel 6 
Die Großherzoglich Heſſiſche Regierung übernimmt für den Fall der Aus⸗ 
führung der den Gegenſtand dieſes Vertrags bildenden Bahn bezüglich der in 
Ihrem Staatsgebiete von Preußen herzuſtellenden Theilſtrecken die Verpflichtung: 
1. den zum Baue der Bahnanlagen erforderlichen Grund und Boden 
innerhalb Ihres Landesgebiets der Königlich Preußiſchen Regierung 
unentgeltlich zur Verfügung zu ſtellen; 
2. die Mitbenutzung der Chauſſeen und ſonſtigen öffentlichen Wege unent⸗ 
geltlich und ohne beſondere Entſchädigung für die Dauer des Beſtehens 
und Betriebs der Bahn zu geſtatten. 


Artikel 7. ; : 


Die im Artikel 6 unter Nr. 1 übernommene Verpflichtung erſtreckt ſich 
auf das geſammte, zur Herſtellung der Bahn, einſchließlich der Stationen und aller 
ſonſtigen Anlagen, ſowie auf das für Seitenentnahmen, Parallelwege, Sicherheits⸗ 
ſtreifen, Gewinnung von Kies in den von der Bahn geſchnittenen Gemarkungen, 
Lagerplätze, Aenderungen von Wegen oder Waſſerläufen u. f. w. nach den ge 
nehmigten Bauplänen oder nach den Beſtimmungen der Landespolizeibehörde er- 
forderliche oder zum Schutze der benachbarten Grundſtücke, zur Verhütung von 
Feuersgefahr u. ſ. w. für nothwendig erachtete, der Enteignung unterworfene 
Grundeigenthum mit Einſchluß von Rechten und Gerechtigkeiten. Die Ueber- 
weiſung des Grundeigenthums nebſt Rechten und Gerechtigkeiten foll dergeſtalt 
unentgeltlich erfolgen, daß von der bauenden Eiſenbahnverwaltung weder Kultur⸗ 
entſchädigung noch Entſchädigung für Wirthſchaftserſchwerniſſe zu tragen und die 
für den Bau der Bahn erforderlichen Grundſtücke frei von Pfandrechten, ſowie 
frei von allen ſonſtigen dinglichen Laſten und Abgaben, die dauernd erforderlichen 


in das Eigenthum, die vorübergehend erforderlichen für die Dauer des Be— 


dürfniſſes in die Benutzung des Preußiſchen Staates übergehen. Letzterem ſollen 
vielmehr nur die Koſten der Vermeſſung und Verſteinung des überwieſenen 
Terrains zur Laſt fallen. 

Die bauleitende Eiſenbahnverwaltung wird nach Genehmigung des Bau⸗ 
plans und der bei der Bauausführung etwa erforderlich werdenden Ergänzungen 
für jede Gemarkung einen Planauszug nebſt Geländeverzeichniß vorlegen, welcher 
die zu überweiſenden Grundſtücke nach ihrer grundbuchmäßigen Bezeichnung und 
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Größe, deren Eigenthümer nach Namen und Wohnort, ferner die landespolizeilich 
angeordneten Anlagen, ſowie, wo nur eine Belaſtung von Grundeigenthum in 
Frage ſteht, die Art und den Umfang dieſer Belaſtung zu enthalten hat. 

\ Inſoweit die Ueberweiſung des erforderlichen Geländes nicht rechtzeitig er- 
folgen kann, ſteht der Preußiſchen Eiſenbahnverwaltung die Befugniß zu, ohne 
Weiteres die geſetzliche Enteignung zu beantragen, zu welchem Zwecke ihr die 
Großherzoglich Heſſiſche Regierung das Enteignungsrecht ertheilen wird. Der im 
Enteignungswege für den Grunderwerb u. ſ. w. erwachſende Aufwand einſchließlich 
der Koſten des Verfahrens iſt der Königlich Preußiſchen Regierung alsdann zu 
erſetzen. 

Die Hohen vertragſchließenden Regierungen ſind darin einig, daß die Her— 
ſtellung, Unterhaltung und Beleuchtung der Zufuhrwege zu den Stationen, ſoweit 
diefe Wege außerhalb der Stationen liegen, nicht Sache der Eiſenbahnver⸗ 
waltung iſt. b 

Sollte die Königlich Preußiſche Regierung Sich demmächſt zu einer Er— 
weiterung der urſprünglichen Bahnanlagen durch Herſtellung von dem öffentlichen 
Intereſſe dienenden Anſchlußgleiſen, Stationen oder zu ähnlichen Einrichtungen 
entſchließen und insbeſondere auch zur Anlage des zweiten Gleiſes ſchreiten, ſo 
wird die Großherzoglich Heſſiſche Regierung zwecks Erwerbung des zur Aus⸗ 
führung dieſer Anlagen erforderlichen Grund und Bodens, auf welche ſich die 
Verpflichtung im Artikel 6 unter Nr. 1 des Vertrags nicht bezieht, für Ihr 
Gebiet das Enteignungsrecht ertheilen. Hinſichtlich der Koſten des Enteignungs⸗ 
verfahrens und der Stempelfreiheit desſelben gilt Artikel 61 des Großherzoglich 
Heſſiſchen Geſetzes vom 26. Juli 1884, die Enteignung von Grundeigenthum 
betreffend. 

Artikel 8. 

Alle Entſchädigungs- und ſonſtigen privatrechtlichen Anſprüche, welche aus 
Anlaß des Baues auf Heſſiſchem Staatsgebiet erhoben werden, hat die Königlich 
Preußiſche Regierung zu vertreten. 


Artikel 9. 
Die Koſten der Beſchaffung der für die neue Bahn erforderlichen Betriebs— 
mittel ſollen von den Hohen vertragſchließenden Regierungen nach Verhältniß der 
Längen der beiderſeitig zu bauenden Theilſtrecken getragen werden. 


Artikel 10. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird Gegenſtände von natur- oder 
kunſthiſtoriſchem Werthe, welche von Ihr bei Ausführung der Arbeiten im Grof- 
herzogthume Heſſen gefunden werden, wie Verſteinerungen, ſeltene Mineralien, 
Alterthümer, Münzen, Gebeine und dergleichen an die Großherzoglich Heſſiſche 
Regierung abliefern. } i 


r 
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Artikel 11. 
Vorſtehender Vertrag ſoll zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt werden. 
Die Auswechſelung der Ratifikations-Urkunden ſoll in Berlin erfolgen. 

; ſcheh Berlin, den 15. April 1899. 
ran Darmſtadt, den 19. April 1899. 

(L. S.) Lehmann. (L. S.) Krug von Nidda. 

(L. S.) Wiesner. (L. S.) Ewald. 

(L. S.) Mayer. 


Der vorſtehende Staatsvertrag ift ratifiznt worden und die Auswechſelung 
der Ratifikations-Urkunden hat ſtattgefunden. 
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Nr. 10303.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen 
gung ttg gung 
Theil des Bezirkes des Amtsgerichts Frankfurt a. M. Vom 14. Oktober 1901. 
A 


uf Grund des F. 39 des Geſetzes, betreffend das Grundbuchweſen und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen in dem Gebiete der vormals freien 
Stadt Frankfurt ſowie den vormals Großherzoglich Heſſiſchen und Landgräflich 
Heſſiſchen Gebietstheilen der Provinz Heſſen-Naſſau, vom 19. Auguft 1895 (Geſetz— 
Samml. S. 481) und des Artikels 5 der Verordnung, betreffend das Grundbuch— 
weſen, vom 13. November 1899 (Geſetz-Samml. S. 519) beſtimmt der Juſtiz⸗ 
miniſter, daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das 
Grundbuch vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für den zum Bezirke des Amtsgerichts Frankfurt a. M. gehörigen An— 
legungsbezirk 29 der Stadt Frankfurt a. M., nämlich das Gebiet, 
welches von den nachbenannten Straßen- und Grenzzügen: der Berger⸗ 
ſtraße (gerade Nummern von der Fallthorſtraße an bis zur Gemarkungs⸗ 
grenze mit Seckbach ausſchließlich der Straße ſelbſt), der Gemarkungs⸗ 
grenze mit Seckbach bis zum Felddiſtrikt „Eſelsfurth“, der öſtlichen und 
ſüdlichen Diſtriktsgrenze „Eſelsfurth“, der Buchwaldſtraße (ungerade 
Nummern einſchließlich der Straße ſelbſt) und der Fallthorſtraße (un- 
gerade Nummern bis zur Bergerſtraße einſchließlich der Straße ſelbſt) 
umfaßt wird, 
am 15. November 1901 beginnen ſoll. 


Berlin, den 14. Oktober 1901. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


Fe el ae 


(Nr. 10304.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für die 
Inſel Helgoland. Vom 15. Oktober 1901. 


Auf Grund des Artikels 10 der Verordnung, betreffend die Anlegung des 
Grundbuchs für die Inſel Helgoland, vom 10. April 1900 (Geſetz-Samml. 
S. 111) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung von Rechten behufs 
Eintragung in das Grundbuch vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
am 1. Januar 1902 beginnen ſoll. 

Berlin, den 15. Oktober 1901. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

1. der Allerhöchſte Erlaß vom 6. Auguſt 1901, betreffend die Auflöſung 
der durch landesherrlich vollzogenes Statut vom 28. Juni 1889 ge⸗ 
bildeten Ent- und Bewäſſerungsgenoſſenſchaft zur Regulirung des Böſſauer 
Fließes im Kreiſe Röſſel, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Königsberg Nr. 43 S. 499, ausgegeben am 24. Oktober 1901; 

2. der Allerhöchſte Erlaß vom 21. Auguſt 1901, betreffend die Genehmigung 
des zehnten Nachtrags zu dem Reglement der landſchaftlichen Feuer: 
Verſicherungsgeſellſchaft für Weſtpreußen, vom 16. Februar 1863, durch 
die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 40 S. 323, ausgegeben am 
5. Oktober 1901, 

der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 39 S. 359, aus⸗ 
gegeben am 26. September 1901, 

der Königl. Regierung zu Bromberg Nr. 38 S. 349, ausgegeben 
am 19. September 1901, 

3. das am 21. Auguſt 1901. Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent- 
wäſſerungsgenoſſenſchaft Richnow im Kreiſe Soldin durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. Nr. 41 S. 323, ausgegeben 
am 9. Oktober 1901; 
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der Allerhöchſte Erlaß vom 27. Auguft 1901, betreffend die Verleihung 


des Rechtes zur Chauſſeegelderhebung x. an den Landkreis Schweidnitz 
für die von ihm erbaute Chauſſee von Conradswaldau nach Ingrams⸗ 
dorf, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 41 
S. 353, ausgegeben am 12. Oktober 1901; 


das am 27. Auguſt 1901 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft des Sauerbachthales zu Lichtenau im Kreiſe 


Büren durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Minden Nr. 39 
S. 315, ausgegeben am 28. September 1901; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 27. Auguft 1901, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Berlin behufs Erwerbung 
der zur bebauungsplanmäßigen Herſtellung der Chriſtianiaſtraße erforder- 
lichen Flächen, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam 
und der Stadt Berlin Nr. 41 S. 475, ausgegeben am 11. Oktober 1901; 


das am 4. September 1901 Allerhöchſt vollzogene Statut für die 


Drainagegenoſſenſchaft zu Mengerskirchen im Kreiſe Oberlahn durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Wiesbaden Nr. 39 S. 377, aus— 
gegeben am 26. September 1901, 


der Allerhöchſte Erlaß vom 15. September 1901, durch welchen der 


Stadtgemeinde Landsberg a. W. das Recht verliehen worden iſt, das 
Eigenthum mehrerer zur Durchführung der ſtädtiſchen Entwäſſerung er⸗ 
forderlicher in der Küſtriner Straße belegener Grundſtücke im Wege der 
Enteignung zu erwerben oder ſoweit dies ausreichend iſt, mit einer 
dauernden Beſchränkung zu belaſten, durch das Amtsblatt der Königl. 


Regierung zu Frankfurt a. O. Nr. 42 S. 329, ausgegeben am 16. Ok⸗ 


tober 1901, 


der Allerhöchſte Erlaß vom 16. September 1901, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung „Klein⸗ 
bahn Lingen Berge Quakenbrück“ zu Lingen zur Entziehung und zur 
dauernden Beſchränkung des zum Bau und Betrieb einer Kleinbahn von 
Lingen über Berge nach Quakenbrück mit Anſchlußgleis in Lingen an 
den Dortmund⸗Emskanal in Anſpruch zu nehmenden Grundeigenthums, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Osnabrück Nr. 41 S. 263, 
ausgegeben am 11. Oktober 1901; 

der Allerhöchſte Erlaß vom 16. September 1901, betreffend die Verleihung 
des Rechtes zur Chauſſeegelderhebung ꝛc. an den Kreis Trebnitz für die 
von ihm zu bauenden Chauſſeen 1) von Pirſchen nach Schawoine und 
2) von Zedlitz bis vor Pohlanowitz im Landkreiſe Breslau ſowie die Ver: 
leihung des Enteignungsrechts an den Kreis für die zur Herſtellung der 


unter 2) aufgeführten Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, durch das 


Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 42 S. 365, ausgegeben 
am 19. Oktober 1901; 
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das am 21. September 1901 Allerhöchſt vollzogene Statut für die 
Drainagegenoſſenſchaft zu Briesnitz im Kreiſe Sagan durch das Mints- 
blatt der Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 42 S. 271, ausgegeben am 
19. Oktober 1901; 


das am 21. September 1901 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 


wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Lubek im Kreiſe Toſt⸗Gleiwitz durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 41 S. 290, ausgegeben 
am 11. Oktober 1901; 


das am 26. September 1901 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
und Bewäſſerungsgenoſſenſchaft des unteren Ibbenbürener Aathales zu 
Ibbenbüren im Kreiſe Tecklenburg durch beſondere Beilage zum Mints- 
blatte der Königl. Regierung zu Münſter Nr. 42, ausgegeben am 17. OL 
tober 1901. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei— 


